
Aktenzeichen: 3 AZR 213/82
Bundesarbeitsgericht 3. Senat Urteil vom 30. Oktober 1984

- 3 AZR 213/82 -
I. Arbeitsgericht Urteil vom 30. April 1980

Kempten - 3 Ca 1757/79 Li -
II. Landesarbeitsgericht Urteil vom 7. Juli 1981

München - 1 Sa 438/80 -
Für die Amtliche Sammlung: Ja 
Für die Fachpresse: Ja

Entscheidungsstichwort:
Form des Wettbewerbsverbots u. Anrechnung der Altersrente

Gesetz: HGB §§ 74, 74 c, § 48 Abs. 2, § 49; BGB § 126, § 242 Ruhege­
halt; BetrAVG § 1; RVO § 1524; AVG § 31

Leitsätze:
1. Eine nicht Unterzeichnete Wettbewerbsklausel gehügt dem 

Formerfordernis des § 74 Abs. 1 HGB, wenn sie fest mit 
dem unterschriebenen Arbeitsvertrag verbunden ist und 
wenn im Arbeitsvertrag auf die Wettbewerbsklausel verwie­
sen wird.

,2. Ein vertragliches Wettbewerbsverbot soll im Zweifel nicht 
mit dem Ruhestand des Arbeitnehmers außer Kraft treten. ■ 
Diese Auslegungsregel gilt auch dann, wenn der Arbeitneh­
mer- eine Betriebsrente bezieht.

3. Auf die Karenzentschädigung sind Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung nicht anzurechnen. Ob gleiches auch 
für Betriebsrenten gilt, bleibt unentschieden.
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3 AZR 213/82
1 Sa 438/80 München
Verkündet am 
30. Oktober 1984
Sürig,
Amtsinspektor 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 3Q. Oktober 1984 durch den Vor­
sitzenden Richter Professor Dr. Dieterich, die Richter 
Schaub und Griebeling sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. 
Kiefer und Lichtenstein für Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts München 
vom 7. Juli 1981 - 1 Sa 438/80 - wird zu- 
zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Der im Jahre 1915 geborene Kläger trat im Jahre 1961 in die 
Dienste der Rechtsvorgängerin der Beklagten. Am 7. November 1975 
regelten die Parteien in einem schriftlichen, von beiden Seiten 
Unterzeichneten Arbeitsvertrag die Vertragsbedingungen neu. In 
diesem Vertrag wird auf ein anhängendes Wettbewerbsverbot ver­
wiesen, das gesondert unterschrieben ist, für die Beklagte jedoch 
allein von einem Gesamtprokuristen. Darin übernahm der Kläger die 
Verpflichtung, Wettbewerb zum Nachteil der Beklagten zu unter­
lassen. Die Beklagte verpflichtete sich, eine monatliche Ent­
schädigung zu zahlen, die dem letzten Gehalt von 3.096,—  DM 
entsprach. Das Arbeitsverhältnis endete am 30. Juni 1979. Seit 
dieser Zeit bezieht der Kläger vorgezogenes Altersruhegeld aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung und eine monatliche Be­
triebsrente in Höhe von 332»-- DM, die aufgrund einer Versor-

. f
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gungszusage vom 1. Oktober 1969 gezahlt wird und sich nach der 
Dauer der zurückgelegten Dienstzeit richtet. Bereits mit Schrei 
ben vom 21. Juni 1979 teilte der Kläger der Beklagten mit, daß 
er sich nach seinem Ausscheiden an das vereinbarte Wettbewerbs­
verbot bis zu dessen Ablauf am 30. Juni 1981 halten werde. In 
der Zeit vom 2. Juli 1979 bis zum 30. September 1979 betrieb er 
ein Gewerbe zur Ausführung von technischen Zeichnungen, ins­
besondere für Vorrichtungskonstruktionen. Dieses Unternehmen 
konkurrierte nicht mit der Beklagten.

Mit der Klage verlangt der Kläger die Karenzentschädigung 
für die Zeit vom 1. Juli 1979 bis zum 30. September 1979 in 
Höhe von 9.288,-- DM, worauf er sich Einkünfte aus seiner unter 
nehmerischen Tätigkeit in Höhe von 1.368,48 DM anrechnen läßt.

Der Kläger hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, 7.919,52 
DM nebst 4 % Zinsen aus 3.096,—  DM ab
1. August 1979, aus 6.192,-- DM ab 1.
September 1979, aus 7.919,52 DM ab 1.
Oktober 1979 zu zahlen.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
die Auffassung vertreten, das Wettbewerbsverbot sei unwirksam, 
weil es nur von einem Gesamtprokuristen unterzeichnet sei. Es 
gelte auch nicht für den Ruhestand. In jedem Fall müsse die be­
triebliche Altersversorgung auf die Karenzentschädigung ange-

S
i

rechnet werden.
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Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die Be­
rufung der Beklagten hat das Landesarbeitsgericht die Betriebs­
rente auf die Karenzentschädigung angerechnet und im übrigen die 
Berufung zurückgewiesen. Hiergegen richtet sich die Revision der 
Beklagten.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e  :

Die Revision ist nicht begründet. Der Kläger kann aufgrund 
des Wettbewerbsverbots von der Beklagten Karenzentschädigung in 
der geforderten Höhe verlangen (§ 74 Abs. 2 HGB).

1. Die Parteien haben ein Wettbewerbsverbot vereinbart. Dieses 
ist wirksam. Hiervon ist das Landesarbeitsgericht zu Recht aus­
gegangen.

Nach § 74 Abs. 1 HGB bedarf eine Vereinbarung zwischen dem 
Arbeitgeber und seinem Handlungsgehilfen, durch die dieser für 
die Zeit nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses in seiner ge­
werblichen Tätigkeit beschränkt wird, der Schriftform und der 
Aushändigung einer vom Arbeitgeber Unterzeichneten, die verein­
barten Bestimmungen enthaltenden Urkunde. Ist durch das Gesetz 
die Schriftform vorgeschrieben, so bedeutet dies, daß die Urkunde 
eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell be­
glaubigten Handzeichens unterzeichnet werden muß (§ 126 Abs. 1 
BGB). Die Unterzeichnung muß durch die Partei selbst oder ihre 
Vertreter erfolgen. Das gesondert abgefaßte Wettbewerbsverbot
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genügt im vorliegenden Fall diesen Voraussetzungen nicht, da es 
allein von einem Gesamtprokuristen unterschrieben ist, der nicht 
berechtigt war, die Beklagte allein zu vertreten (§ 48 Abs. 2,
§ 49 HGB).

Dennoch ist die Wettbewerbsklausel der Parteien nicht form­
fehlerhaft. Seine Niederschrift ist Teil einer Gesamturkunde, die 
den gesetzlichen Anforderungen entspricht. Eine Gesamturkunde ist 
dann gegeben, wenn mehrere Blätter einer Urkunde so zusammenge­
faßt sind, daß sich ihre Zusammengehörigkeit ergibt. Die Ein­
heitlichkeit der Urkunde kann durch Zusammenheften, Numerieren 
der Blätter, Bezugnahme oder den eindeutigen Sinnzusammenhang des 
fortlaufenden Textes hergestellt werden. Die Verbindung der ver­
schiedenen Blätter muß erkennbar endgültig und dauerhaft gewollt 
sein. Hierzu gehört auch, daß die Verbindung nur durch teilweise 
Substanzzerstörung oder mit Gewalt wieder gelöst werden kann 
(BGHZ 40, 255, 263 = NJW 1964, 395; BGH LM § 566 BGB Nr. 6; 
MünchKomm-Förschler, BGB, § 126 Rz 10). Diesen Voraussetzungen 
genügte der Arbeitsvertrag in Verbindung mit dem Anhang über die 
Wettbewerbsabrede. In dem Arbeitsvertrag ist auf das Wettbe­
werbsverbot verwiesen worden. Damit ist erkennbar eine Zusammen­
fassung zwischen Arbeitsvertrag und Wettbewerbsverbot gewollt. 
Nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts ist das Wett­
bewerbsverbot dem Arbeitsvertrag angehängt und zum festen Be­
standteil des Vertrags gemacht worden. Gegen diese Feststellungen 
sind Verfahrensrügen nicht erhoben worden (§ 554 Abs. 3 ZPO), so 
daß von einer Gesamturkunde auszugehen ist.
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2. Dem Landesarbeitsgericht ist auch darin zuzustimmen, daß das 
Wettbewerbsverbot mit dem Eintritt des Klägers in den Ruhestand 
nicht außer Kraft getreten ist.

a) Die Beklagte irrt, soweit sie die Auffassung vertritt, jedes 
Wettbewerbsverbot sei nur für die Dauer des aktiven Arbeitslebens 
abgeschlossen. Das Wettbewerbsverbot ist ein gegenseitiger Ver­
trag, in dem sich der Arbeitnehmer zur Unterlassung von Wettbe­
werb gegen Zahlung einer Karenzentschädigung verpflichtet. Aus 
welchen Gründen der Arbeitnehmer schließlich Wettbewerb während 
der Karenzzeit unterläßt, ist für den Entschädigungsanspruch un­
erheblich (BAG Urteil vom 2. Dezember 1968 - 3 AZR *»02/67 - AP 
Nr. 3 zu § 74 a HGB, zu 4  der Gründe; Urteil vom 13* November 
1975 - 3 AZR 38/75 - AP Nr. 7 zu § 74 c HGB, zu II der Gründe).

Freilich mag es rechtlich möglich sein, ein Wettbewerbs­
verbot in der Weise auflösend bedingt abzuschließen, daß es enden 
soll, wenn der Arbeitnehmer in den vorgezogenen oder endgültigen 
Ruhestand tritt. Für eine entsprechende Bedingung fehlen jedoch 
jegliche Anhaltspunkte in dem von den Parteien vereinbarten 
Wettbewerbsverbot. In diesem sind allein die Unterlassungs- und 
Zahlungsverpflichtungen für eine zweijährige Verbotsdauer gere­
gelt .

b) Das Landesarbeitsgericht ist auch zutreffend davon ausge­
gangen, daß das Wettbewerbsverbot nicht allein deswegen mit dem 
Eintritt des Klägers in den Ruhestand sein Ende gefunden hat, 
weil die Beklagte eine Betriebsrente zahlt.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7-

Allerdings wird im Schrifttum gelegentlich die Auffassung 
vertreten, ein Wettbewerbsverbot werde gegenstandslos, wenn der 
Arbeitgeber wegen Konkurrenztätigkeit seines Ruheständlers die 
Versorgungszusage widerrufen könnte (vgl. Weisemann/Schrader, 
Beil. 4 zu DB 1980, S. 14 unter Nr. 10). Dieser auch von der 
Beklagten vertretenen Auffassung kann jedoch nicht gefolgt wer­
den. Sie beruht auf der Annahme, daß der Arbeitgeber allein wegen 
seiner Versorgungsleistungen vom Arbeitnehmer Wettbewerbsunter­
lassung verlangen und erzwingen könne. Dazu bedarf es jedoch in 
Wahrheit einer besonderen Vereinbarung, eben einer Konkurrenz­
klausel i.S. der §§ 74 ff. HGB. Dies gilt sowohl dann, wenn 
der Arbeitnehmer mit einer unverfallbaren Versorgungsanwartschaft 
ausscheidet (BAG Urteil vom 26. Februar 1976 - 3 AZR 166/75 - AP 
Nr. 172 zu § 242 BGB Ruhegehalt), wie auch für den Ruhestand des 
Arbeitnehmers. Der Eintritt in den vorgezogenen oder endgültigen 
Ruhestand schließt Wettbewerb nicht aus. Das zeigt gerade auch 
der Fall des Klägers, der nach Beendigung seines Arbeitsverhält­
nisses ein Gewerbe angemeldet hat, allerdings - nach den nicht 
angegriffenen Feststellungen des Landesarbeitsgerichts - ohne der 
Beklagten Konkurrenz zu machen. Damit hat der Kläger seiner Un­
terlassungspflicht genügt und die Gegenleistung in Gestalt der 
Karenzentschädigung verdient.

3. Auf die nach den Feststellungen des Landesarbeitsgerichts 
mit drei Monatsverdiensten zutreffend errechnete Karenzentschä­
digung braucht sich der Kläger keine Bezüge aus der gesetzlichen 
Sozialversicherung anrechnen zu lassen.

( I

j J

\ \

)
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a) In dem Berufungsurteil hat das Landesarbeitsgericht die Be­
triebsrente auf die KarenzentSchädigUng abgerechnet. Diese An­
rechnung ist durch den Kläger nicht angegriffen worden. Insoweit 
ist das Urteil rechtskräftig, so daß eine rechtliche Nachprüfung 
durch den Senat ausscheidet.

b) Die Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung ist 
auf eine Karenzentschädigung nicht anzurechnen. Das hat das Bun­
desarbeitsgericht bereits entschieden (BAG vom 3- August I960
- 5 AZR 51/60 - AP Nr. 14 zu § 74 HGB) und daran wird festge­
halten .

Nach § 74 c Abs. 1 HGB muß sich der Arbeitnehmer in be­
stimmten Grenzen auf die fällige Entschädigung anrechnen lassen, 
was er während der Karenzzeit durch anderweite Verwertung seiner 
Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. Aber 
die Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wird 
nicht durch anderweite Verwertung der Arbeitskraft während des 
Laufes des Wettbewerbsverbots erworben. Sie ist eine Versiche­
rungsleistung, die bereits während des gesamten Arbeitslebens des 
Arbeitnehmers erworben wurde (§ 1224 Abs. 1 RVO, § 31 AVG). Es 
mag sein, daß § 74 c Abs. 1 HGB eine Regelungslücke enthält, 
weil die Vorschrift nur erlangten oder böswillig unterlassenen 
Arbeitsverdienst erfaßt, dagegen den Bereich der Lohnersatzlei­
stungen unberücksichtigt läßt. Selbst wenn der Senat von dieser 
Annahme ausginge, käme eine Anrechnung der gesetzlichen Alters­
rente nicht in Betracht. Solche Altersbezüge werden wegen des 
Eintritts eines Versorgungsfalles auch neben weiterem Verdienst
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des Arbeitnehmers gezahlt. Sie haben eine Versorgungsfunktion, 
die im allgemeinen von anderweitigem Einkommen unabhängig ist. 
Zusatzverdienstgrenzen bei vorgezogenem Altersruhegeld können 
insoweit unberücksichtigt bleiben; sie ändern nichts an der ar­
beitsrechtlichen Bewertung von Sozialversicherungsrenten.

Dr. Dieterich Schaub Griebeling

Dr. Kiefer Lichtenstein
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